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§ 19 HmbArchtG – Berufspflichten

(1) Die Berufsangehörigen nach §§ 2 und 9 , die Gesellschaften nach §§ 10 bis 12 sowie die
außerordentlichen Mitglieder nach § 13 Absatz 1 sind verpflichtet, ihren Beruf gewissenhaft und unter
Beachtung des Rechts auszuüben, dem ihnen im Zusammenhang mit dem Beruf entgegengebrachten
Vertrauen zu entsprechen und alles zu unterlassen, was dem Ansehen des Berufsstandes schaden könnte.

(2) Sie sind insbesondere verpflichtet,

1. die für die Berufsausübung geltenden Rechtsvorschriften, insbesondere die einschlägigen
verbindlichen preisrechtlichen Bestimmungen, und technischen Regeln zu beachten,

2. sich beruflich fortzubilden und sich dabei auch über die für ihre Berufsausübung geltenden
Bestimmungen zu unterrichten,

3. sich an Wettbewerben nur zu beteiligen, wenn durch die Verfahrensbedingungen gemäß geltenden
bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften ein lauterer Leistungsvergleich sichergestellt ist und in
ausgewogener Weise den Belangen von Ausloberinnen oder Auslobern und Teilnehmerinnen oder
Teilnehmern Rechnung getragen wird,

4. in Ausübung des Berufes keine Vorteile von Dritten, die nicht Auftraggeberin oder Auftraggeber sind,
zu fordern oder anzunehmen,

5. sich im Falle eigenverantwortlicher Tätigkeit gegen Haftpflichtansprüche, die aus der
Berufsausübung herrühren können, entsprechend dem Umfang und der Art der ausgeübten
Berufstätigkeiten angemessen zu versichern; die Hamburgische Architektenkammer überwacht das
Bestehen eines angemessenen Versicherungsschutzes und ist insoweit zuständige Stelle im Sinne
des § 117 Absatz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes ,

6. besonders als freischaffende Berufsangehörige oder Gesellschaften ihre Unabhängigkeit und
Eigenverantwortung gegenüber Auftraggeberinnen oder Auftraggebern sowie anderen Personen
und Unternehmen zu wahren und wahren zu lassen,

7. zur Verschwiegenheit über alle vertraulich zu behandelnden Angelegenheiten, die ihnen im
Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit bekannt geworden sind,

8. sich gegenüber Berufsangehörigen, Gesellschaften, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie in der
Zusammenarbeit mit Angehörigen anderer Berufe verantwortungsbewusst und kollegial zu
verhalten,

9. bei Streitigkeiten untereinander, die sich aus der Berufsausübung ergeben, den
Schlichtungsausschuss der Hamburgischen Architektenkammer anzurufen,

10. das geistige Eigentum anderer zu achten und nur solche Pläne und Bauvorlagen zu unterschreiben,
die von ihnen selbst oder unter ihrer Leitung oder Verantwortung gefertigt wurden, sowie

11. über ihre berufliche Tätigkeit, Person und Gesellschaft nur sachlich zu informieren, aufdringliche,
unlautere oder unsachliche Werbung zu unterlassen und sich nicht an einer Werbung für Produkte
oder Leistungen der Bauwirtschaft unter Hervorhebung ihrer Berufsbezeichnung zu beteiligen.

Satz 1 Nummern 3, 8 und 9 gelten nicht für auswärtige Berufsangehörige nach § 9 und auswärtige
Gesellschaften nach § 11 , die zur Führung der Bezeichnungen nach § 2 nach dem Recht eines auswärtigen
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Staates, in dem sie einen Wohnsitz, eine Niederlassung oder einen Dienst- oder Beschäftigungsort haben,
berechtigt sind.

(3) Ein außerhalb des Berufs liegendes Verhalten stellt eine Berufspflichtverletzung dar, wenn es nach den
Umständen des Einzelfalles in besonderem Maße geeignet ist, Achtung und Vertrauen in einer für die
Ausübung der Berufstätigkeit oder für das Ansehen des Berufsstandes bedeutsamen Weise zu
beeinträchtigen. Die amtliche Tätigkeit der Mitglieder, die im öffentlichen Dienst stehen, unterliegt nicht der
Aufsicht der Hamburgischen Architektenkammer.
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